
Sammlung der Rechtsprechung  

URTEIL DES GERICHTSHOFS (Sechste Kammer) 

30. Juni 2016 * 

„Vertragsverletzung eines Mitgliedstaats — Umwelt — Maßnahmen der Europäischen Union im 
Bereich der Wasserpolitik — Richtlinie 2000/60/EG — Überwachung des ökologischen und des 

chemischen Zustands von Oberflächengewässern — Bewirtschaftungspläne für die Einzugsgebiete“ 

In der Rechtssache C-648/13 

betreffend eine Vertragsverletzungsklage nach Art. 258 AEUV, eingereicht am 6. Dezember 2013, 

Europäische Kommission, vertreten durch K. Herrmann und E. Manhaeve als Bevollmächtigte, 

Klägerin, 

gegen 

Republik Polen, vertreten durch B. Majczyna, K. Majcher und M. Drwięcki als Bevollmächtigte, 

Beklagte, 

erlässt 

DER GERICHTSHOF (Sechste Kammer) 

unter Mitwirkung des Präsidenten der Zehnten Kammer F. Biltgen in Wahrnehmung der Aufgaben des 
Präsidenten der Sechsten Kammer, der Richterin M. Berger (Berichterstatterin) und des Richters 
S. Rodin,  

Generalanwalt: M. Wathelet,  

Kanzler: M. Aleksejev, Verwaltungsrat,  

aufgrund des schriftlichen Verfahrens und auf die mündliche Verhandlung vom 15. Januar 2015,  

aufgrund des nach Anhörung des Generalanwalts ergangenen Beschlusses, ohne Schlussanträge über  
die Rechtssache zu entscheiden, 

folgendes 

* Verfahrenssprache: Polnisch. 
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Urteil 

1  Mit ihrer Klage beantragt die Europäische Kommission, festzustellen, dass die Republik Polen, indem 
sie Art. 2 Nrn. 19, 20, 26 und 27, Art. 8 Abs. l, Art. 9 Abs. 2, Art. 10 Abs. 3, Art. 11 Abs. 5, 
Anhang V Rn. 1.3, 1.3.4, 1.3.5, 1.4 und 2.4.1 sowie Anhang VII Teil A Rn. 7.2 bis 7.10 der Richtlinie 
2000/60/EG des Europäischen Parlaments und des Rates vom 23. Oktober 2000 zur Schaffung eines 
Ordnungsrahmens für Maßnahmen der Gemeinschaft im Bereich der Wasserpolitik (ABl. L 327, S. 1) 
in der durch die Richtlinie 2008/32/EG des Europäischen Parlaments und des Rates vom 11. März 
2008 (ABl. L 81, S. 60) geänderten Fassung (im Folgenden: Richtlinie 2000/60) nicht vollständig oder 
nicht ordnungsgemäß umgesetzt hat, gegen ihre Verpflichtungen aus diesen Bestimmungen und aus 
Art. 24 dieser Richtlinie verstoßen hat. 

Rechtlicher Rahmen 

Unionsrecht 

2  Art. 2 („Begriffsbestimmungen“) der Richtlinie 2000/60 sieht in den Nrn. 19, 20, 26 und 27 vor: 

„… 

19.  ‚Zustand des Grundwassers‘: die allgemeine Bezeichnung für den Zustand eines 
Grundwasserkörpers auf der Grundlage des jeweils schlechteren Wertes für den mengenmäßigen 
und den chemischen Zustand; 

20.  ‚guter Zustand des Grundwassers‘: der Zustand eines Grundwasserkörpers, der sich in einem 
zumindest ‚guten‘ mengenmäßigen und chemischen Zustand befindet; 

… 

26.  ‚mengenmäßiger Zustand‘: eine Bezeichnung des Ausmaßes, in dem ein Grundwasserkörper durch 
direkte und indirekte Entnahme beeinträchtigt wird; 

27.  ‚verfügbare Grundwasserressource‘: die langfristige mittlere jährliche Neubildung des 
Grundwasserkörpers abzüglich des langfristigen jährlichen Abflusses, der erforderlich ist, damit 
die in Artikel 4 genannten ökologischen Qualitätsziele für die mit ihm in Verbindung stehenden 
Oberflächengewässer erreicht werden und damit jede signifikante Verschlechterung des 
ökologischen Zustands dieser Gewässer und jede signifikante Schädigung der mit ihnen in 
Verbindung stehenden Landökosysteme vermieden wird; 

…“ 

3  Art. 4 („Umweltziele“) der Richtlinie 2000/60 bestimmt: 

„(1) In Bezug auf die Umsetzung der in den Bewirtschaftungsplänen für die Einzugsgebiete 
festgelegten Maßnahmenprogramme gilt Folgendes: 

a)  bei Oberflächengewässern: 
i)  die Mitgliedstaaten führen, vorbehaltlich der Anwendung der Absätze 6 und 7 und 

unbeschadet des Absatzes 8, die notwendigen Maßnahmen durch, um eine Verschlechterung 
des Zustands aller Oberflächenwasserkörper zu verhindern; 
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ii) die Mitgliedstaaten schützen, verbessern und sanieren alle Oberflächenwasserkörper, 
vorbehaltlich der Anwendung der Ziffer iii betreffend künstliche und erheblich veränderte 
Wasserkörper, mit dem Ziel, spätestens 15 Jahre nach Inkrafttreten dieser Richtlinie gemäß 
den Bestimmungen des Anhangs V, vorbehaltlich etwaiger Verlängerungen gemäß Absatz 4 
sowie der Anwendung der Absätze 5, 6 und 7 und unbeschadet des Absatzes 8 einen guten 
Zustand der Oberflächengewässer zu erreichen; 

iii) die Mitgliedstaaten schützen und verbessern alle künstlichen und erheblich veränderten 
Wasserkörper mit dem Ziel, spätestens 15 Jahre nach Inkrafttreten dieser Richtlinie gemäß 
den Bestimmungen des Anhang[s] V, vorbehaltlich etwaiger Verlängerungen gemäß Absatz 4 
sowie der Anwendung der Absätze 5, 6 und 7 und unbeschadet des Absatzes 8 ein gutes 
ökologisches Potential und einen guten chemischen Zustand der Oberflächengewässer zu 
erreichen; 

iv) die Mitgliedstaaten führen gemäß Artikel 16 Absätze 1 und 8 die notwendigen Maßnahmen 
durch mit dem Ziel, die Verschmutzung durch prioritäre Stoffe schrittweise zu reduzieren 
und die Einleitungen, Emissionen und Verluste prioritärer gefährlicher Stoffe zu beenden oder 
schrittweise einzustellen; 

unbeschadet der in Artikel 1 genannten einschlägigen internationalen Übereinkommen im Hinblick auf 
die betroffenen Vertragsparteien; 

b)  bei Grundwasser: 
i)  die Mitgliedstaaten führen, vorbehaltlich der Anwendung der Absätze 6 und 7, unbeschadet 

des Absatzes 8 und vorbehaltlich der Anwendung des Artikels 11 Absatz 3 Buchstabe j), die 
erforderlichen Maßnahmen durch, um die Einleitung von Schadstoffen in das Grundwasser zu 
verhindern oder zu begrenzen und eine Verschlechterung des Zustands aller 
Grundwasserkörper zu verhindern; 

ii)  die Mitgliedstaaten schützen, verbessern und sanieren alle Grundwasserkörper und 
gewährleisten ein Gleichgewicht zwischen Grundwasserentnahme und -neubildung mit dem 
Ziel, spätestens 15 Jahre nach Inkrafttreten dieser Richtlinie gemäß den Bestimmungen des 
Anhangs V, vorbehaltlich etwaiger Verlängerungen gemäß Absatz 4 sowie der Anwendung 
der Absätze 5, 6 und 7, unbeschadet des Absatzes 8 und vorbehaltlich des Artikels 11 
Absatz 3 Buchstabe j) einen guten Zustand des Grundwassers zu erreichen; 

iii)  die Mitgliedstaaten führen die erforderlichen Maßnahmen durch, um alle signifikanten und 
anhaltenden Trends einer Steigerung der Konzentration von Schadstoffen aufgrund der 
Auswirkungen menschlicher Tätigkeiten umzukehren und so die Verschmutzung des 
Grundwassers schrittweise zu reduzieren. 

Die Maßnahmen zum Erreichen einer Trendumkehr werden gemäß Artikel 17 Absätze 2, 4 und 5 
unter Berücksichtigung der in den einschlägigen gemeinschaftlichen Rechtsvorschriften festgelegten 
Normen vorbehaltlich der Anwendung der Absätze 6 und 7 und unbeschadet des Absatzes 8 
durchgeführt; 

c)  bei Schutzgebieten: 

Die Mitgliedstaaten erfüllen spätestens 15 Jahre nach Inkrafttreten dieser Richtlinie alle Normen und 
Ziele, sofern die gemeinschaftlichen Rechtsvorschriften, auf deren Grundlage die einzelnen 
Schutzgebiete ausgewiesen wurden, keine anderweitigen Bestimmungen enthalten. 

(2) Ist ein bestimmter Wasserkörper von mehr als einem der in Absatz 1 genannten Ziele betroffen, so 
gilt das weiter reichende Ziel. 

(3) Die Mitgliedstaaten können einen Oberflächenwasserkörper als künstlich oder erheblich verändert 
einstufen, wenn 
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a) die zum Erreichen eines guten ökologischen Zustands erforderlichen Änderungen der 
hydromorphologischen Merkmale dieses Körpers signifikante negative Auswirkungen hätten auf: 
i) die Umwelt im weiteren Sinne, 
ii) die Schifffahrt, einschließlich Hafenanlagen, oder die Freizeitnutzung, 
iii) die Tätigkeiten, zu deren Zweck das Wasser gespeichert wird, wie Trinkwasserversorgung, 

Stromerzeugung oder Bewässerung, 
iv) die Wasserregulierung, den Schutz vor Überflutungen, die Landentwässerung, oder 
v) andere ebenso wichtige nachhaltige Entwicklungstätigkeiten des Menschen, 

b)  die nutzbringenden Ziele, denen die künstlichen oder veränderten Merkmale des Wasserkörpers 
dienen, aus Gründen der technischen Durchführbarkeit oder aufgrund unverhältnismäßiger 
Kosten nicht in sinnvoller Weise durch andere Mittel erreicht werden können, die eine wesentlich 
bessere Umweltoption darstellen. 

Diese Einstufung und deren Gründe sind in dem gemäß Artikel 13 erforderlichen Bewirtschaftungsplan 
für das Einzugsgebiet im Einzelnen darzulegen und alle sechs Jahre zu überprüfen. 

(4) Die in Absatz 1 vorgesehenen Fristen können zum Zweck der stufenweisen Umsetzung der Ziele 
für Wasserkörper verlängert werden, sofern sich der Zustand des beeinträchtigten Wasserkörpers 
nicht weiter verschlechtert und die folgenden Bedingungen alle erfüllt sind: 

a) Der betreffende Mitgliedstaat gelangt zu dem Schluss, dass sich vernünftiger Einschätzung nach 
nicht alle erforderlichen Verbesserungen des Zustands der Wasserkörper innerhalb der in 
Absatz 1 genannten Fristen erreichen lassen, und zwar aus wenigstens einem der folgenden 
Gründe: 
i) der Umfang der erforderlichen Verbesserungen kann aus Gründen der technischen 

Durchführbarkeit nur in Schritten erreicht werden, die den vorgegebenen Zeitrahmen 
überschreiten; 

ii) die Verwirklichung der Verbesserungen innerhalb des vorgegebenen Zeitrahmens würde 
unverhältnismäßig hohe Kosten verursachen; 

iii) die natürlichen Gegebenheiten lassen keine rechtzeitige Verbesserung des Zustands des 
Wasserkörpers zu. 

b)  Die Verlängerung der Frist und die entsprechenden Gründe werden in dem in Artikel 13 
genannten Bewirtschaftungsplan für das Einzugsgebiet im Einzelnen dargelegt und erläutert. 

c)  Die Verlängerungen gehen nicht über den Zeitraum zweier weiterer Aktualisierungen des 
Bewirtschaftungsplans für das Einzugsgebiet hinaus, es sei denn, die Ziele lassen sich aufgrund der 
natürlichen Gegebenheiten nicht innerhalb dieses Zeitraums erreichen. 

d)  Der Bewirtschaftungsplan für das Einzugsgebiet enthält eine Zusammenfassung derjenigen 
Maßnahmen nach Artikel 11, die als erforderlich angesehen werden, um die Wasserkörper bis 
zum Ablauf der verlängerten Frist schrittweise in den geforderten Zustand zu überführen, die 
Gründe für jede signifikante Verzögerung bei der Umsetzung dieser Maßnahmen und den 
voraussichtlichen Zeitplan für die Durchführung dieser Maßnahmen. Die aktualisierten Fassungen 
des Bewirtschaftungsplans für das Einzugsgebiet enthalten eine Überprüfung der Durchführung 
dieser Maßnahmen und eine Zusammenfassung aller etwaigen zusätzlichen Maßnahmen. 
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(5) Die Mitgliedstaaten können sich für bestimmte Wasserkörper die Verwirklichung weniger strenger 
Umweltziele als in Absatz 1 gefordert vornehmen, wenn sie durch menschliche Tätigkeiten, wie gemäß 
Artikel 5 Absatz 1 festgelegt, so beeinträchtigt sind oder ihre natürlichen Gegebenheiten so beschaffen 
sind, dass das Erreichen dieser Ziele in der Praxis nicht möglich oder unverhältnismäßig teuer wäre, 
und die folgenden Bedingungen alle erfüllt sind: 

a)  Die ökologischen und sozioökonomischen Erfordernisse, denen solche menschlichen Tätigkeiten 
dienen, können nicht durch andere Mittel erreicht werden, die eine wesentlich bessere und nicht 
mit unverhältnismäßig hohen Kosten verbundene Umweltoption darstellen. 

b)  Die Mitgliedstaaten tragen Sorge dafür, dass 

—  im Hinblick auf Oberflächengewässer unter Berücksichtigung der Auswirkungen, die infolge der 
Art der menschlichen Tätigkeiten oder der Verschmutzung nach vernünftigem Ermessen nicht 
hätten vermieden werden können, der bestmögliche ökologische und chemische Zustand 
erreicht wird; 

—  im Hinblick auf das Grundwasser unter Berücksichtigung der Auswirkungen, die infolge der 
Art der menschlichen Tätigkeiten oder der Verschmutzung nach vernünftigem Ermessen nicht 
hätten vermieden werden können, die geringstmöglichen Veränderungen des guten 
Grundwasserzustands erfolgen. 

c)  Es erfolgt keine weitere Verschlechterung des Zustands des betreffenden Wasserkörpers. 

d)  Die weniger strengen Umweltziele und die Gründe hierfür werden in dem in Artikel 13 genannten 
Bewirtschaftungsplan für das Einzugsgebiet im Einzelnen dargelegt, und diese Ziele werden alle 
sechs Jahre überprüft. 

(6) Eine vorübergehende Verschlechterung des Zustands von Wasserkörpern verstößt nicht gegen die 
Anforderungen dieser Richtlinie, wenn sie durch aus natürlichen Ursachen herrührende oder durch 
höhere Gewalt bedingte Umstände, die außergewöhnlich sind oder nach vernünftiger Einschätzung 
nicht vorhersehbar waren, insbesondere starke Überschwemmungen oder lang anhaltende Dürren, 
oder durch Umstände bedingt sind, die durch nach vernünftiger Einschätzung nicht vorhersehbare 
Unfälle entstanden sind, und wenn sämtliche nachstehenden Bedingungen erfüllt sind: 

a)  Es werden alle praktikablen Vorkehrungen getroffen, um eine weitere Verschlechterung des 
Zustands zu verhindern und um die Verwirklichung der Ziele dieser Richtlinie in anderen, nicht 
von diesen Umständen betroffenen Wasserkörpern nicht zu gefährden. 

b)  In dem Bewirtschaftungsplan für das Einzugsgebiet wird festgehalten, unter welchen Bedingungen 
solche Umstände, die außergewöhnlich sind oder nach vernünftiger Einschätzung nicht 
vorhersehbar waren, geltend gemacht werden können und welche Indikatoren hierbei zu 
verwenden sind. 

c)  Die Maßnahmen, die unter solchen außergewöhnlichen Umständen zu ergreifen sind, sind in dem 
Maßnahmenprogramm aufgeführt und gefährden nicht die Wiederherstellung des Zustands des 
Wasserkörpers, wenn die außergewöhnlichen Umstände vorüber sind. 

d)  Die Auswirkungen von Umständen, die außergewöhnlich sind oder nach vernünftiger Einschätzung 
nicht vorhersehbar waren, werden jährlich überprüft, und es werden vorbehaltlich der in Absatz 4 
Buchstabe a) aufgeführten Gründe alle praktikablen Maßnahmen ergriffen, um den Zustand, den 
der Wasserkörper hatte, bevor er von solchen Umständen betroffen wurde, so bald wie nach 
vernünftiger Einschätzung möglich wiederherzustellen. 
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e)  In die nächste aktualisierte Fassung des Bewirtschaftungsplans für das Einzugsgebiet wird eine 
zusammenfassende Darlegung der Auswirkungen der Umstände und der Maßnahmen, die 
entsprechend den Buchstaben a) und d) getroffen wurden bzw. noch zu treffen sind, 
aufgenommen. 

(7) Die Mitgliedstaaten verstoßen nicht gegen diese Richtlinie, wenn: 

—  das Nichterreichen eines guten Grundwasserzustands, eines guten ökologischen Zustands oder 
gegebenenfalls eines guten ökologischen Potentials oder das Nichtverhindern einer 
Verschlechterung des Zustands eines Oberflächen[-] oder Grundwasserkörpers die Folge von 
neuen Änderungen der physischen Eigenschaften eines Oberflächenwasserkörpers oder von 
Änderungen des Pegels von Grundwasserkörpern ist, oder 

—  das Nichtverhindern einer Verschlechterung von einem sehr guten zu einem guten Zustand eines 
Oberflächenwasserkörpers die Folge einer neuen nachhaltigen Entwicklungstätigkeit des Menschen 
ist 

und die folgenden Bedingungen alle erfüllt sind: 

a)  Es werden alle praktikablen Vorkehrungen getroffen, um die negativen Auswirkungen auf den 
Zustand des Wasserkörpers zu mindern; 

b)  die Gründe für die Änderungen werden in dem in Artikel 13 genannten Bewirtschaftungsplan für 
das Einzugsgebiet im Einzelnen dargelegt, und die Ziele werden alle sechs Jahre überprüft; 

c)  die Gründe für die Änderungen sind von übergeordnetem öffentlichem Interesse und/oder der 
Nutzen, den die Verwirklichung der in Absatz 1 genannten Ziele für die Umwelt und die 
Gesellschaft hat, wird übertroffen durch den Nutzen der neuen Änderungen für die menschliche 
Gesundheit, die Erhaltung der Sicherheit der Menschen oder die nachhaltige Entwicklung; und 

d)  die nutzbringenden Ziele, denen diese Änderungen des Wasserkörpers dienen sollen, können aus 
Gründen der technischen Durchführbarkeit oder aufgrund unverhältnismäßiger Kosten nicht 
durch andere Mittel, die eine wesentlich bessere Umweltoption darstellen, erreicht werden. 

(8) Ein Mitgliedstaat, der die Absätze 3, 4, 5, 6 und 7 zur Anwendung bringt, trägt dafür Sorge, dass 
dies die Verwirklichung der Ziele dieser Richtlinie in anderen Wasserkörpern innerhalb derselben 
Flussgebietseinheit nicht dauerhaft ausschließt oder gefährdet und mit den sonstigen 
gemeinschaftlichen Umweltschutzvorschriften vereinbar ist. 

(9) Es müssen Schritte unternommen werden, um sicherzustellen, dass die Anwendung der neuen 
Bestimmungen, einschließlich der Anwendung der Absätze 3, 4, 5, 6 und 7, zumindest das gleiche 
Schutzniveau wie die bestehenden gemeinschaftlichen Rechtsvorschriften gewährleistet.“ 

Art. 8 („Überwachung des Zustands des Oberflächengewässers, des Zustands des Grundwassers und 
der Schutzgebiete“) Abs. 1 der Richtlinie 2000/60 lautet: 

„Die Mitgliedstaaten sorgen dafür, dass Programme zur Überwachung des Zustands der Gewässer 
aufgestellt werden, damit ein zusammenhängender und umfassender Überblick über den Zustand der 
Gewässer in jeder Flussgebietseinheit gewonnen wird; dabei gilt Folgendes: 

—  bei Oberflächengewässern umfassen diese Programme: 
i)  die Menge und den Wasserstand oder die Durchflussgeschwindigkeit, soweit sie für den 

ökologischen und chemischen Zustand und das ökologische Potential von Bedeutung sind, 
sowie 
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ii)  den ökologischen und chemischen Zustand und das ökologische Potential; 

—  bei Grundwasserkörpern umfassen diese Programme die Überwachung des chemischen und des 
mengenmäßigen Zustands; 

—  bei Schutzgebieten werden diese Programme durch die Spezifikationen nach denjenigen 
gemeinschaftlichen Rechtsvorschriften ergänzt, aufgrund deren die einzelnen Schutzgebiete 
festgelegt worden sind.“ 

5  Art. 9 Abs. 1 und 2 der Richtlinie 2000/60 sieht vor: 

„(1) Die Mitgliedstaaten berücksichtigen unter Einbeziehung der wirtschaftlichen Analyse gemäß 
Anhang III und insbesondere unter Zugrundelegung des Verursacherprinzips den Grundsatz der 
Deckung der Kosten der Wasserdienstleistungen einschließlich umwelt- und ressourcenbezogener 
Kosten. 

Die Mitgliedstaaten sorgen bis zum Jahr 2010 dafür, 

—  dass die Wassergebührenpolitik angemessene Anreize für die Benutzer darstellt, Wasserressourcen 
effizient zu nutzen, und somit zu den Umweltzielen dieser Richtlinie beiträgt; 

—  dass die verschiedenen Wassernutzungen, die mindestens in die Sektoren Industrie, Haushalte und 
Landwirtschaft aufzugliedern sind, auf der Grundlage der gemäß Anhang III vorgenommenen 
wirtschaftlichen Analyse und unter Berücksichtigung des Verursacherprinzips einen angemessenen 
Beitrag leisten zur Deckung der Kosten der Wasserdienstleistungen. 

Die Mitgliedstaaten können dabei den sozialen, ökologischen und wirtschaftlichen Auswirkungen der 
Kostendeckung sowie [den] geografischen und klimatischen Gegebenheiten der betreffenden Region 
oder Regionen Rechnung tragen. 

(2) Die Mitgliedstaaten berichten in ihren Bewirtschaftungsplänen für die Einzugsgebiete die geplanten 
Schritte zur Durchführung von Absatz 1, die zur Verwirklichung der Umweltziele dieser Richtlinie 
beitragen werden, sowie über den Beitrag der verschiedenen Wassernutzungen zur Deckung der 
Kosten der Wasserdienstleistungen.“ 

6  Art. 10 („Kombinierter Ansatz für Punktquellen und diffuse Quellen“) der Richtlinie 2000/60 bestimmt: 

„(1) Die Mitgliedstaaten sorgen dafür, dass alle in Absatz 2 genannten Einleitungen in 
Oberflächengewässer entsprechend dem in diesem Artikel festgelegten kombinierten Ansatz begrenzt 
werden. 

(2) Die Mitgliedstaaten sorgen dafür, dass 

a)  die Emissionsbegrenzung auf der Grundlage der besten verfügbaren Technologien oder 

b)  die einschlägigen Emissionsgrenzwerte oder 

c)  bei diffusen Auswirkungen die Begrenzungen, die gegebenenfalls die beste verfügbare 
Umweltpraxis einschließen, 

gemäß 

—  der Richtlinie 96/61/EG des Rates vom 24. September 1996 über die integrierte Vermeidung und 
Verminderung der Umweltverschmutzung [(ABl. L 257, S. 26)], 
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—  der Richtlinie 91/271/EWG des Rates vom 21. Mai 1991 über die Behandlung von kommunalem 
Abwasser [(ABl. L 135, S. 40)], 

—  der Richtlinie 91/676/EWG des Rates vom 12. Dezember 1991 zum Schutz der Gewässer vor 
Verunreinigung durch Nitrat aus landwirtschaftlichen Quellen [(ABl. L 375, S. 1)], 

—  den nach Artikel 16 der vorliegenden Richtlinie erlassenen Richtlinien, 

—  den in Anhang IX aufgeführten Richtlinien, 

—  den sonstigen einschlägigen Vorschriften des Gemeinschaftsrechts 

spätestens zwölf Jahre nach Inkrafttreten dieser Richtlinie festgelegt und/oder durchgeführt werden, 
sofern in den betreffenden Rechtsvorschriften nicht etwas anderes vorgesehen ist. 

(3) Sind aufgrund eines in dieser Richtlinie, in den in Anhang IX aufgeführten Richtlinien oder in 
anderen gemeinschaftlichen Rechtsvorschriften festgelegten Qualitätsziels oder Qualitätsstandards 
strengere Bedingungen als diejenigen erforderlich, die sich aus der Anwendung des Absatzes 2 
ergäben, so werden dementsprechend strengere Emissionsbegrenzungen festgelegt.“ 

7  Art. 11 („Maßnahmenprogramm“) der Richtlinie 2000/60 sieht in seinem Abs. 5 vor: 

„Geht aus den Überwachungsdaten oder sonstigen Daten hervor, dass die gemäß Artikel 4 für den 
Wasserkörper festgelegten Ziele voraussichtlich nicht erreicht werden, so sorgt der betreffende 
Mitgliedstaat dafür, dass 

—  den Gründen hierfür nachgegangen wird und 

—  die entsprechenden Zulassungen und Genehmigungen geprüft und gegebenenfalls revidiert werden, 

—  die Überwachungsprogramme überprüft und gegebenenfalls angepasst werden, 

—  die zur Erreichung dieser Ziele erforderlichen Zusatzmaßnahmen festgelegt werden, gegebenenfalls 
einschließlich der Erstellung strengerer Umweltqualitätsnormen nach den Verfahren des 
Anhangs V. 

Wenn diese Gründe auf Umständen natürlicher Art oder höherer Gewalt beruhen, die 
außergewöhnlich sind oder nach vernünftiger Einschätzung nicht vorhersehbar waren, wie 
insbesondere starke Überschwemmungen oder lang anhaltende Dürren, kann der Mitgliedstaat 
feststellen, dass vorbehaltlich des Artikels 4 Absatz 6 Zusatzmaßnahmen in der Praxis nicht 
durchführbar sind.“ 

8  Anhang V Rn. 1.3, 1.3.4, 1.3.5, 1.4 und 2.4.1 der Richtlinie 2000/60 lautet: 

„1.3 Überwachung des ökologischen und des chemischen Zustands der Oberflächengewässer Das Netz 
zur Überwachung der Oberflächengewässer wird im Einklang mit den Anforderungen des Artikels 8 
errichtet. Das Überwachungsnetz muss so ausgelegt sein, dass sich daraus ein kohärenter und 
umfassender Überblick über den ökologischen und chemischen Zustand in jedem Einzugsgebiet 
gewinnen lässt und sich die Wasserkörper im Einklang mit den normativen Begriffsbestimmungen der 
Randnummer 1.2 in fünf Klassen einteilen lassen. Die Mitgliedstaaten erstellen eine oder mehrere 
Karten, die das Netz zur Überwachung des ökologischen und des chemischen Zustands im Rahmen 
des Bewirtschaftungsplans für das Einzugsgebiet darstellen. Auf der Grundlage der Analyse der 
Eigenschaften und der Überprüfung der Auswirkungen, die gemäß Artikel 5 und Anhang II 
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durchgeführt werden, erstellen die Mitgliedstaaten für jeden Zeitraum, für den ein 
Bewirtschaftungsplan für das Einzugsgebiet gilt, ein Programm für die überblicksweise Überwachung 
und ein operatives Überwachungsprogramm. In einigen Fällen müssen die Mitgliedstaaten 
möglicherweise Überwachungsprogramme zu Ermittlungszwecken erstellen. Die Mitgliedstaaten 
überwachen die Parameter, die für den Zustand jeder relevanten Qualitätskomponente kennzeichnend 
sind. Bei der Auswahl der Parameter für die biologischen Qualitätskomponenten ermitteln die 
Mitgliedstaaten das geeignete Klassifizierungsniveau, das für das Erreichen einer angemessenen 
Zuverlässigkeit und Genauigkeit bei der Klassifizierung der Qualitätskomponenten erforderlich ist. Im 
Plan werden Schätzungen hinsichtlich des in den Überwachungsprogrammen vorgesehenen Grads der 
Zuverlässigkeit und Genauigkeit gegeben. … 

1.3.4 Überwachungsfrequenz Für den Zeitraum der überblicksweisen Überwachung sollten die unten 
aufgeführten Frequenzen zur Überwachung der Parameter, die Indikatoren für die 
physikalisch-chemischen Qualitätskomponenten sind, eingehalten werden, es sei denn, dass nach dem 
aktuellen Wissensstand und dem Urteil von Sachverständigen größere Überwachungsintervalle 
gerechtfertigt sind. Die Überwachung in Bezug auf biologische oder hydromorphologische 
Qualitätskomponenten sollte während des Zeitraums der überblicksweisen Überwachung mindestens 
einmal durchgeführt werden. Für die operative Überwachung gilt Folgendes: Die für jeden Parameter 
erforderliche Überwachungsfrequenz wird von den Mitgliedstaaten so festgelegt, dass für eine 
zuverlässige Bewertung des Zustands der relevanten Qualitätskomponente ausreichende Daten 
beschafft werden. In der Regel sollten bei der Überwachung die in der nachstehenden Tabelle 
enthaltenen Intervalle nicht überschritten werden, es sei denn, dass nach dem aktuellen Wissensstand 
und dem Urteil von Sachverständigen größere Überwachungsintervalle gerechtfertigt sind. Die 
Frequenzen sollten so gewählt werden, dass ein annehmbarer Grad der Zuverlässigkeit und 
Genauigkeit erreicht wird. Im Bewirtschaftungsplan für Einzugsgebiete werden Schätzungen in Bezug 
auf den von dem Überwachungssystem erreichten Grad der Zuverlässigkeit und Genauigkeit gegeben. 

Mit den gewählten Überwachungsfrequenzen muss der Schwankungsbreite bei den Parametern, die 
sowohl auf natürliche als auch auf anthropogene Ursachen zurückgehen, Rechnung getragen werden. 
Die Zeitpunkte, zu denen die Überwachung durchgeführt wird, sind so zu wählen, dass die 
Auswirkungen jahreszeitlich bedingter Schwankungen auf die Ergebnisse so gering wie möglich sind 
und somit gesichert wird, dass Veränderungen des Wasserkörpers als Veränderungen infolge 
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